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Ueber Viehpäſſe. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Unzuläſſigkeit der Eintragung von Forderungsanmerkungen hinſichtlich der im 
Depoſitum einer politiſchen Behörde erliegenden Geldbeträge in dem betref- 
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Ueber Bichpälle. *) 


a 


Eine Studie von Ant. J 


Knittelfeld. 

Die Geſetze ſind in der Hauptſache wirthſchaftliche Einrichtungen, 
ſie ſind gleichſam die Befehle des Oekonomieleiters, welche von den unter 
geordneten Organen beobachtet werden müſſen. Ein Geſetz ſoll nie ſchäd— 
lich, ſondern nur nützlich fein. Bringt es einen Nachtheil mit ſich, ſo 
muß derſelbe andererſeits vollauf durch Vortheile aufgewogen werden. 
Wäre dies nicht möglich, ſo muß das Geſetz entweder abgeändert oder 
wieder aufgehoben werden. Kein Geſetz ſoll flüchtig, d. i. ohne die 
Folgen genau erwogen zu haben, erlaſſen werden. Dagegen ſoll aber 
auch kein Geſetz früher anfgehoben werden, ehe es zur genauen Durch— 
führung gelangt, Vor und Nachtheile genau erwieſen hat. 

Bezüglich manchen Geſetzesvorſchlages oder ſchon beſtehenden 
Geſetzes fallt die Erwägung der Vor- und Nachtheile ganz leicht, ſie 
zeigen ſich, wie wenn Einnahmen und Ausgaben eines Tages auf der 
Recheutafel aufgeſchrieben wären. Doch bezüglich der meiſten Geſetze iſt 
dies ſchwierig. Vor- und Nachtheile liegen von einander ſo weit ab, 
daß eine Vergleichung für das Auge des Laien kaum oder gar nicht 
möglich iſt. 

Zu den Geſetzen, deren Vor- und Nachtheile von dem Laien 


. Aust, Werks⸗ und Communalarzt in der Gaal bei | 


nahezu gar nicht gegen einander abgewogen werden können, gehört 


unſtreitig das Geſetz vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
betreffend die Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrankheiten, insbe⸗ 
ſondere die Beſtimmung desſelben betreff Beibringung der Viehpäſſe. 
Wie kann der eine Laie, der einfache Landwirth, erwägen, um wie viel 
Procente der Preis des Viehes in Oeſterreich fallen würde, wenn die 
Einrichtung der Viehpäſſe nicht wäre; und wie kann der andere Laie, 
der Viehkäufer im Auslande, berechnen, wie hoch ſich die Bemühung 


*) Abgedruckt aus dem „Kärntneriſchen Gemeinde⸗Blatt“. 


der öſterreichiſchen Landwirthe auläßlich des Viehpaßzwanges bewerthet. 
Der Landwirth ſieht ein, daß der Viehpreis finfen würde, wenn die 
Sicherheit bezüglich der Viehkrankheiten vermindert würde, der Viehkäufer 
im Auslande ſieht ein, daß der Landwirth und Viehhändler in Folge 
des Viehpaßzwanges höhere Koſten hat. Das Vieh wird jedoch nicht nur 
im Auslande, ſondern auch im Inlande gekauft und verzehrt, daher 
obige Rechnung und Gegenrechnung nur die extremſten Punkte 
darſtellt. 

Viehzüchter und Viehkäufer müſſen ihre Rechnungen machen. Die 
Rechnung des Viehzüchters wird ein mehr einheitliches Ergebniß zeigen, 
indem die Koſten der Bemühung nebſt Auslagen für Beiſchaffung der 
Viehpäſſe ſich genauer berechnen laſſen. Die Rechnung des Viehkäufers 
wird jedoch ein ſehr verſchiedenes Reſultat liefern Ein Fleiſcher aus 
Klagenfurt wird den Preis nicht ſehr ermäßigen, wenn er von einem 
ihm bekannten Landwirthe des Lavantthales ein Rindſtück kauft, welches 
ohne Paß nach Klagenfurt getrieben wurde und wenn außerdem von 
anſteckenden Rinderkraukheiten im Lande gerade nichts bekannt iſt. Hin⸗ 
gegen wird der entfernte Viehgroßhändler den Preis viel niedriger 
ſetzen, wenn er Gefahr läuft, auch nur durch ein krankes Viehſtück die 
ganze Heerde zu verſeuchen. Der Handel im Großen wird alſo durch 
Verringerung der Vorſichtsmaßregeln leiden. Einen Hauptfactor in letzterer 
Rechnung wird die Erfahrung bilden, daß Deutſchland das Verbot 
erlaſſen hat, aus Oeſterreich Vieh einzuführen, welches Verbot Deutſch— 
land mit der Begründung noch aufrecht erhält, daß in Oeſterreich fort— 
während anſteckende Thierkrankheiten herrſchen und daß die in Oeſterreich 
beſtehenden veterinärpolizeilichen Geſetze nicht gehandhabt werden. Was 
das Entſallen eines ſo großen Conſumtionsgebietes wie Deutſchland 
bedeutet, ſieht wohl Jedermann ein. Hemmt es ja doch auch die Vieh— 
lieferung nach Frankreich und England. 

Die erwähnten Rechnungen und Gegenrechnungen müſſen auf— 
geſtellt und geliefert werden, ehe das bereits beſtehende Geſetz abgeändert 
wird. Der Laudmann wird nur die eine Rechnung machen können, 
nämlich die feiner Koſten (Bemühung und Barauslage) gelegentlich der 
Beiſchaffung des Viehpaſſes. Bei Berechnung dieſer Koſten wird auch 
die Bemühung der Gemeindevorſtehung zu bewerthen ſein. — Dieſe 
Berechnung erfolgt gegenwärtig meiſt nur in der undeutlichen Form 
der Klage. Em berechnender Hauswirth ſollte jedoch gleich directe ſagen 


können, die Beiſchaffung des Viehpaſſes kommt durchſchnittlich auf (3. B. 


50 kr.) 
Der Nationalökonom, welcher hauptſächlich Viehproduction und 


Conſumtion nach ganzen Ländern berechnet, wird z. B. angeben: Das 


Maſtvieh aus dem Auslande, mit den glaubwürdigen Certificaten feiner 
Geſundheit verſehen, iſt in Frankfurt nur um 1 Procent weniger be- 
werthet, als das in der Umgebung dieſer Stadt gezügelte Vieh. Der 
Transport von Kärnten bis hin koſtet ſo und ſo viel, mithin muß der 
Preis des Viehes in Kärnten und Steiermark ſo und ſo hoch ſtehen. 
Bei ſolcher Berechnung läßt ſich beiläufig, alſo nicht genau, der Schaden 
beziffern, welcher entſteht, wenn kein Vieh ausgeführt werden darf. 


Wir bleiben nun bei jener Berechnung, welche die Viehbeſitzer 
anzuſtellen haben, um zu erfahren, wie theuer ihnen eigentlich jeder 
Viehpaß zu ſtehen kommt. Dieſe Berechnung ſoll nicht eine Klage, ſon⸗ 
dern in Wahrheit nur eine Berechnung ſein, welche mit der von ande— 
ren beruſenen Männern aufzuſtellenden Gegenrechnung über den Nutzen 
der genauen Controle durch Viehpäſſe darlegen ſoll, ob durch dieſe 
Einrichtung im Großen und Ganzen ein Vortheil oder ein Nachtheil 
erwächſt. Selbſtverſtändlich iſt der Gedanke nicht ausgeſchloſſen, daß 
durch entſprechende Modificirung der Vorſchriften möglicherweiſe Erleich— 
terungen geſchaffen werden könnten, ohne die Controle zu verringern. 
Doch dazu gehört vorerſt eine gute Erfindung, durch die ſich Jemand 
um ſeine Mitbürger ſehr verdient machen könnte. 

Die Viehpäſſe ſind in der Regel von dem Gemeindevorſtande 
auszuſtellen. Der Ausſtellung hat die Beſchau der Thiere durch einen 
Sachverſtändigen vorauszugehen. Die Viehpäſſe haben eine Giltigkeit 
von zehn Tagen. Wenn der Viehpaß für eine Heerde ausgeſtellt iſt, ſo 
muß bei Veränderung der Stückzahl, bei Theilung der Heerde ꝛc. der 
Viehpaß entweder neu ausgefertigt oder die Veränderung darauf ange- 
merkt werden. 

Der Gemeindevorſteher oder der zur Ausſtellung der Viehpäſſe 
beſtellte Vertrauensmann iſt gewöhnlich ſelbſt ſachverſtändig. Wenn dies 
nicht der Fall iſt, dann erfordert die Ausſtellung des Viehpaſſes bedeu— 
tend mehr Arbeit. 

Das Vieh iſt gewöhnlich nicht im Wohnorte des Sachverſtändigen. 
Es muß alſo entweder der Sachverſtändige zum Vieh gehen oder dieſes 
zum Sachverſtändigen getrieben werden. Erſteres bedingt eine Wegent— 
ſchädigung an den Sachverſtändigen, Letzteres iſt mit vielen anderen 
Unzukömmlichkeiten verbunden. Wird für jedes einzelne Viehſtück ein 
Paß ausgeſtellt, ſo erfordert dies viele Arbeit, wird aber für eine ganze 
Heerde ein Paß ausgeſtellt, jo führt die Erwirkung der Vormerkung 
auf dem Viehpaſſe oder der Ausſtellung neuer Päſſe bei Veränderung 
der Stückzahl Unzukömmlichkeiten mit ſich. Die Beſchwerniſſe ſind meiſt 
im Sommer ſtärker, weil dann das Vieh, welches zum Verkaufe beſtimmt 
iſt, anſtatt z. B. directe von der Alpe zum Markte Tags vorher in 
entgegengeſetzter Richtung zum Sachverſtändigen getrieben werden muß. 
Iſt dieſer nicht zu Hauſe, dann kann das Vieh gar nicht zum Markte 
kommen und it die ganze Bemühung umſonſt und nebſtbei noch der 
bedeutende Schade, daß der Viehmarkt im nahen Orte vorüber iſt und 
nächſtens erſt der in einem entfernten Orte aufgeſucht werden muß; da 
der Viehpaß nur zehn Tage Giltigkeit hat, ſo muß das Vieh wahr— 
ſcheinlich vor dem nächſten Markte wieder zum Sachverſtändigen getrieben 
werden. Dieſes Hin- und Hertreiben des Viehes kommt zwar nicht immer 
vor, doch gehört es auch nicht zu den Ausnahmen, und wird nur in 
einigen Fällen durch mindere Gewiſſenhaftigkeit beim Verabfolgen des 
Viehpaſſes vermieden. Jeder Landmann möge bewerthen, wie hoch ihm 
der Viehpaß zu ſtehen kommt. Es dürfte ſich dann nach Gegenden 
bedeutende Verſchiedenheit zeigen. In manchen Gemeinden mag eine ſehr 
erleichternde Praxis gefunden worden ſein. Dieſelbe wäre auch in anderen 
Gemeinden einzuführen. 
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Zum Schluſſe erwähne ich nur noch des einen Umſtandes, daß 
zwar die Beibringung der Viehpäſſe durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt, 
daß jedoch die näheren Ausführungsbeſtimmungen nur in der Miniſterial— 
Verordnung enthalten find, daher Vorſchläge für Erleichterungen, ohne 
der Controle zu ſchaden, zunächſt vom Miniſterium zur Durchführung 
gebracht werden könnten, 

Die hier angeregten Berechnungen werden ſehr lehrreich ſein und 
wird insbeſondere manchen Landmann der Gedanke beruhigen, daß die 
Conſtatirung, das Vieh im Lande ſei geſund, ſehr vortheilhaft auf den 
allgemeinen Viehpreis wirke Andererſeits ſoll aber auch nachgedacht 
werden, wie ſich die Ausſtellung der Viehpäſſe vereinfachen ließe. Nicht 
bei Umgehung, ſondern bei ſtrenger Einhaltung der gegenwärtigen 
Viehpaßvorſchriften wird dieſer Gedanke am eheſten zur Reife kommen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


iinzulafligkeit der Eintragung von Forderungsanmerkungen hin⸗ 
ſichtlich der im Depofitum einer politiſchen Behörde erliegenden 
Geldbeträge in dem betreffenden Erlagsbuche. 


Mit dem Finanzminiſterialerlaſſe vom 22. Auguſt 1866, Z. 34.952, 


wurde dem Dr. Joſef W. die Einlöſung ſeines im Poſſeſſionsbuche 


A. Fol. 25 der verkäuflichen chirurgiſchen Gewerbe inneliegenden chirur— 
giſchen Gewerbes gegen den Einlöſungsbetrag von 1733 fl. 41 kr. 


bewilligt. Nachdem jedoch das fragliche Gewerbe mit Stenerrückſtänden 


und ſehr bedeutenden Privatſchulden belaſtet war, war die Zuſtimmung 
ſämmtlicher Privatgläubiger, deren Forderungen auf dem Gewerbe vor— 
gemerkt oder ſupergemerkt waren, zur Löſchung dieſer Forderungen und 
zur Löſchung dieſes Gewerbes aus dem Buche der verkäuflichen Ge— 
werbe zur Auszahlung des Einlöſungspreiſes an Dr. Joſef W. noth⸗ 
wendig. 

Trotz mehrjährigen Zuwartens brachte Dr. W. die Einwilligungs— 
erklärung ſeiner Gläubiger nicht bei. 

Der Wiener Magiſtrat verfügte daher die Löſchung dieſes nicht 
mehr ausgeübten und auch nicht verſteuerten Gewerbes nebſt den Pfandrechts⸗ 
vormerkungen in dem Poſſeſſions- und Schuldvormerkungsbuche und die 
Uebertragung des Beſitz- und Schuldenſtandes auf das Einlöſungscapital 
per 1733 fl. 41 kr., beziehungsweiſe auf die für dasſelbe in den Erlags— 
buche Rubr. 42, Seite 77 und 78, eröffnete Poſt. 

Unterm 30. April 1879 überreichte Dr. Eduard M. beim 
Wiener Magiſtrate ein Geſuch um Vormerkung des Pfandrechtes zur 
Hereinbringung ſeiner Expenſenforderung von 296 fl. 21 kr. an Dr. 
Joſeph W. auf die Einlöſungspoſt per 1733 fl. 41 kr. 

Dieſem Geſuche lag eine Erklärung des Dr. W. bei, worin der— 
ſelbe ſich damit einverſtanden erklart, daß Dr. Eduard M. ſich rückſicht— 
lich Vertretungskoſten per 296 fl. 21 kr. aus dem erwähnten Einlöſungs⸗ 
betrage zahlhaft machen könne und möge. 

Ueber das fragliche Geſuch wurde die ſtädtiſche Haupteaſſe unterm 
3. Mai 1879, 3. 106.346, beauftragt, die vorſtehende Erklärung des 
Dr. W. im Erlagsbuche anzumerken. 

Gegen dieſe Verfügung hat Dr. W. den Statthaltereirecurs er— 
griffen, in welchem er anführte, daß das Verhältniß zwiſchen ihm und 
dem Magiſtrate als ein rein civilgerichtliches aufzufaſſen ſei und daher 
die Beſtimmungen des bürgl. Geſetzbuches und der Gerichtsordnung 
maßgebend wären, und zu einer derartigen Verfügung nur die Gerichte 
competent erſcheinen. 

Hierüber bemerkte der Wiener Magiſtrat, daß er Verwahrer des 
Einlöſungsbetrages in ſeiner Eigenſchaft als politiſche Behörde und 
keineswegs auf Grund eines privatrechtlichen Verhältniſſes iſt, daß ihm 
nicht verwehrt werden könne, in ſeinen Erlagsbüchern Anmerkungen zu 
machen, und daß eine ſolche Anmerkung hauptſächlich zur eigenen Wiſſen— 
ſchaft geſchieht, keineswegs aber daran irgend eine Rechtsfolge geknüpft 


oder gar ein Pfandrecht zu Gunſten eines Anderen normirt oder an— 


erkannt worden iſt. 

Gleichzeitig bat der Wiener Magiſtrat die Statthalterei um die 
Ermächtigung, den unbehobenen Einlöſungsbetrag, reſpective das dafür 
bezogene Sparcaſſebuch im Wege der Finanzprocuratur zu Gerichtshanden 
erlegen zu dürfen. 

Mit dem Erlaſſe vom 21. Februar 1880, 3. 4111, gab die 
Statthalterei dem Recurſe keine Folge, da der Magiſtrat obigen Ein- 
löſungsbetrag in ſeiner Eigenſchaft als politiſche Behörde und keines— 
wegs auf Grund eines privatrechtlichen Verhältniſſes in Verwahrung 
hat und als ſolche berechtigt erſcheint, in ſeinen Erlagsbüchern An— 
merkungen zu machen, um ſo mehr als keineswegs daran irgend eine 
Rechtsfolge geknüpft, am allerwenigſten aber ein Pfandrecht zu Gunſten 
eines Anderen normirt oder anerkannt wurde. 

In dem Miniſterialrecurſe wird ausgeführt, daß der Magiſtrat 
in ſeinen Büchern wohl nur inſoweit Anmerkungen machen kann, als 
hiedurch nicht die Rechte Anderer verletzt oder gefährdet werden. Wenn 
nun anerkannt wurde, daß die fragliche Anmerkung von keinen Rechts- 
folgen begleitet ſein könne, jo wäre eigentlich die logiſche Conſequenz 
die Anordnung der Löſchung dieſer Anmerkung geweſen, um eventuellen 
ſpäteren Mißverſtändniſſen, die hieraus ſehr leicht entſtehen könnten, 
vorzubeugen. Wenn daher ſchon nicht die Löſchung der mehrerwähnten 


Anmerkung verfügt werden ſollte, ſo muſſe doch um eine Weiſung an 


den Wiener Magiſtrat gebeten werden, daß die fragliche Anmerkung 


bei der ſeinerzeitigen Erfolglaſſung des Geldes keinerlei Berückſichtigung 
zu finden habe und in Rückſicht auf etwaige Rechtsfolgen als nicht vor— 


handen zu betrachten ſei, ſowie daß der Inhalt dieſer Weiſung bei der 


betreffenden Poſt im Erlagsbuche erfichtlich gemacht werde. 

Das Miniſterium des Innern fand unterm 4. October 1880, 
3. 13.710, dem Miniſterialrecurſe des Dr. Joſeph W. Folge zu geben 
und die Löſchung der fraglichen Anmerkung zu verfügen, weil der 


Magiſtrat, wenn er ſich als Depoſitar vor der Gefahr, dereinſt an den 
Unrechten zu zahlen, ſchützen wollte, den für Dr. W. erliegenden Ab⸗ 
löſungsbetrag, beziehungsweiſe das für denſelben erzielte Fructificat ge- 
richtlich erlegen mußte, keineswegs aber ſelbſt zu einer bücherlichen An⸗ 
merkung ſchreiten konnte, die, wie er ſelbſt mit Recht bemerkt, jeder 
rechtlichen. Wirkung entbehrt, und weil er ferners auch in feiner Eigen- 
ſchaft als öffentliches Amt keineswegs als berufen angeſehen werden 
kann, in Büchern, welche die Eigenſchaft von öffentlichen Urkunden 
haben, beliebige Eintragungen vornehmen zu laſſen, zumal wenn dieſe 
geeignet ſind, zu Mißverſtändniſſen über ihre Wirkung Anlaß zu geben. 
Gleichzeitig wurde die Statthalterei angewieſen, über das bisher 
dortamts noch unerledigt gebliebene diesbezügliche Auſuchen des Wiener 
Magiſtrates das Geeignete zu veranlaſſen, damit das fragliche Fructificat 
nach $ 1425 a. b. G B. bei Gericht erlegt und dieſem zugleich das 
Anſuchen des Dr. Eduard M., um Zahlhaftmachung aus dem Erlage 
bekannt gegeben werde. Al: 


Die Gefällsbehörden find ohneweiters berechtigt, die Sicherftellung 
der innerhalb der Grenzen des Strafſatzes feſtgeſtellten Vermögens⸗ 
ſtrafen für Gefällsübertretungen zu erwirken, ($$ 367, 568 
Gef. St. G.; Hofd. vom 5. Februar 1839, J. G. S. Nr. 336.) 

Auf Anſuchen der Unterſuchungscommiſſion der Finanzbezirks⸗ 
direction in Krakau wurde in erſter Inſtanz die proviſoriſche Pfändung 
der Fahrniſſe und die pfandweiſe Beſchreibung der Grundwirthſchaft 
des B. in X. zur Sicherſtellung der Gefällsſtrafe von 3000 — 10.000 fl. 
bewilligt. 

Auf den vom B. dagegen ergriffenen Recurs wurde das Geſuch 
der genannten Commiſſion vom Obergerichte abgewieſen, weil die Er- 
mächtigung der vorgeſetzten Gefällsbehörde (SS 567 und 568 Gef St. ©.) | 
nicht vorliegt und der ſicherzuſtellende Betrag nicht genau an— 
gegeben iſt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
13. Juni 1879, 3. 5596, auf den Reviſionsrecurs der Finanzprocuratur 
die Eutſcheidung der erſten Inſtanz: „denn nach der Vorſchrift der 
SS 567 und 568 des Strafgeſetzes über Gefällsübertretungen find die 
zur Erhebung des Thatbeſtandes oder zur Unterfuchung der Gefälls— 
übertretungen beſtellten Behörden, Aemter und ſogar einzelne Beamte 
befugt, entweder durch die Finanzprocuratur oder durch unmittelbares 
Einſchreiten bei den ordentlichen Gerichten die Sicherſtellung der ent— 
ſprechenden Vermögensſtrafen zu erwirken und dabei der zu fordernden 
Sicherſtellung einen ſolchen Betrag zu Grunde zu legen, welcher nach 
dem mittleren Verhältniſſe zwiſchen dem geringſten und höchſten Straf— 
ausmaß entfällt. Ferner beſtimmt das Hofdecret vom 5. 14. Februar 
1839, Nr. 457, Abſ. 2, J G. S. Nr. 336, daß, wenn unter⸗ 
geordnete Gefällsämter oder einzelne Gefällsbeamte von dieſen ihnen 
eingeräumten Rechte um Sicherſtellung von Strafbeträgen bei Gericht 
einzuſchretten Gebrauch machen, dieſelben hierüber gleichzeitig an die 
Bezirksbehörde die Anzeige zu erſtatten haben. Wenn es daher am 
Schluſſe des $ 567 heißt, daß zur Begründung dieſer Vorkehrungen 
die Erläſſe der zur Leitung der Geſällsangelegenheiten beſtellten Behörden 
als genügend zu betrachten ſeien, ſo gilt dies offenbar nur in Fallen, wo 
die Finanzprocuraturen um Sicherſtellung der künftigen Vermögensſtrafen 
einſchreiten, und es kann dieſe Vorſchrift nicht auf Falle ausgedehnt 
werden, wo die Gefällsbehörden ſelbſt das Sicherſtellungsanſuchen 
unmittelbar einbringen. Uebrigens hat dieſelbe der Anforderung des 
§ 568 vollkommen entſprochen, wenn ſie die Höhe des ſicherzuſtellenden 
Strafbetrages durch Angabe der geringſten und höchſten im Geſetze an— 
gedrohten Vermögensſtrafe feſtgeſtellt hat. Ger.⸗Ztg. 
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deecretes vom 4. 


für Niederöſterreich, genehmigten Taxtarifes vorgeſchriebenen Augenſcheins⸗ 


taxe per 233 fl. ſammt der Kanzleitaxe per 2 fl. 40 kr., zuſammen den 
Betrag von 235 fl. 40 kr., für welchen laut Beſcheides vom 29. März 
1878, 3. 22 623, das Pfandrecht auf das Haus Nr. C. 1046 auf 
der Wieden vorgemerkt worden war, als Vorzugspoſt angemeldet. 

Der Executionsführer und Erſteher A. beſtritt das Vorzugs— 
recht, weil das citirte Landesgeſetz ein ſolches nicht einräumt, und weil 


| das den Landesumlagen eingeräumte Vorrecht auf die fragliche Taxe nicht 


ausgedehnt werden könne. 

Die Commune Wien bezog ſich auf das Judicat Nr. 65 des 
oberſten Gerichtshofes, wornach die zu Gemeindezwecken ausgeſchriebenen 
und umgelegten Beträge, welche im Wege der politiſchen Execution ein- 
getrieben werden können, gleiche Rechte mit den landesfürſtlichen Steuern 
genießen. 

Dagegen machte der Executionsführer geltend, daß das, was das citirte 
Judicat von Landesumlagen ſagt, hier nicht anwendbar ſei, weil Landes⸗ 
umlagen alle Landesbewohner oder doch beſtimmte Kreiſe derſelben gleich 
oder verhältnißmaßig treffen, während die fragliche Taxe nur für einen 
vereinzelten Act des Magiſtrates erwachſen iſt und nur einen Einzelnen 
allein trifft. 

Mit dem Beſcheide vom 5. März 1880, Z. 2298, hat das k. k. 
Landesgericht Wien die angemeldete Taxe als Vorzugspoſt auf den Meiſtbot 
gewieſen und zwar in der Erwägung, daß die Baulinienbeſtimmung im 
communalen öffentlichen Intereſſe angeordnet wurde, weshalb der nach 
§ 3 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, 
zur Eintreibung im Wege der politiſchen Execution geeignete, nach dem 
landesgeſetzlichen Tarife (L G. Bl. Nr. 3 vom Jahre 1866) bemeſſene 
Taxbetrag ſeiner Natur nach zu den Haftungen der Realitäten gehört, 
rückſichtlich deren die Baulinienbeſtimmung eintrat und daher gemäß Hof— 
Jänner 1836, J. G. S. Nr. 113, als Concurrenz⸗ 
beitrag erſcheint 

Ueber den Recurs des A. hat das k. k. Oberlandesgericht in Wien 
mit Erledigung vom 13. April 1880, Z. 6257, den erſtrichterlichen Aus— 
ſpruch bezüglich der Zuweiſung der angemeldeten Baulinienbeſtimmungs— 


taxe per 235 fl 40 kr. als Vorzugspoſt aus deſſen Gründen beſtätigt. 


Dem a. o. Reviſionsrecurſe des A. hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Entſcheidung vom 15. Juni 1880, 3. 7005, ſtattzugeben und die 
untergerichtlichen Eutſcheidungen dahin abzuändern befunden, daß aus den 
Vorzugspoſten die erwähnte Baulinienbeſtimmungstaxe per 235 fl. 40 kr. 
auszuſcheiden und dieſe Forderung bei der Meiſtbotszuweiſung nach 
Maßgabe ihrer bücherlichen Rangordnung zu behandeln ſei, und zwar 

in der Erwägung, daß die nach 8 1 des Geſetzes vom 
13. Februar 1866, Nr. 3 des L. G. Bl. für Niederöſterreich, für die 
Augenſcheinsvornahme aus Anlaß von Baulichkeiten und Bauveränderungen 
bei Privatgebäuden in Wien und reſpective nach Poſt 3 des diesfälligen 
Taxtarifes für die Ausmittlung und Beſtimmung der Baulinie an die 
Wiener ſtädtiſche Caſſe zu entrichtende Gebühr nur das geſetzlich fixirte 
Ausmaß der von der betreffenden Partei für die an ihrem Eigenthums- 
objecte vorgenommene Amtshandlung zu leiſtende Vergütung darſtellt, 
nicht aber die Natur einer zu Gemeindezwecken ausgeſchriebenen und nach 
dem Maßſtabe der Beſteuerung auf die Gemeindeglieder umgelegten 
Leiſtung und nicht die Natur eines nach dem Hofdeerste vom 4. Jänner 
1836, J. G. S. Nr. 113, bei der gerichtlichen Eintreibung gleiche Vor⸗ 
rechte mit den landesfürſtlichen Steuern genießenden Concurrenzbeitrages 
hat und 

in der Erwägung, daß, wenngleich die Beſtimmung der Bau— 
linie zu Gemeindezwecken und im communalen Intereſſe erfolgt und wenn 
ſelbſt zur Eintreibung der für die diesfällige Amtshaudlung geſetzlich 


bemeſſenen Gebühr nach § 3 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, 


Baulinienbeſtimmungstaxe iſt keine Vorzugspoſt. 


Bei der Liquidirungstagſatzung vom 12. Jänner 1880 anläßlich 
der Vertheilung des Meiſtbotes für das in der Rechtsſache des A. gegen 
die Wiener Maſchinen⸗- und Waffenfabriksgeſellſchaft in Liquidation peto. 
123.185 fl. im Executionswege verſteigerte und von A. erſtandene 
Fabriksgebäude Nr. C. 1046 auf der Wieden in Wien hat der Ver— 
treter der Commune Wien die mit dem Magiſtratsdecrete vom 29. Jänner 
1878, 8. 13.733, aus Anlaß der Baulinienbeſtimmung auf Grund der 
Poſt 3 des mit dem Landesgeſetze vom 13. Februar 1866, L. G. Bl. Nr. 3 


R. G. Bl. Nr. 96, die für die Eintreibung der Rückſtände an directen 


Steuern platzgreifenden Executionsmittel in Anwendung zu bringen wären, 


hieraus noch keineswegs ein geſetzliches Vorrecht der in Rede ſtehenden 
Taxe vor den auf dem executiv verſteigerten Fabriksgebäude, auf welches 
ſich dieſe Baulinienbeſtimmungsgebühr bezieht, vorgemerkten Pfandgläubigern 
gefolgert werden kann, da eine Haftung der Realität für eine derartige 
Schuldigkeit geſetzlich nicht ausgeſprochen iſt. Ger.⸗H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Landes⸗-Geſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 

XV. Stück. Ausgeg, am 15. November. | 
58. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 25. October 
8. 14.737, betreffend die Einhebung der Landesumlagen pro 1880. 
59. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 10. Novem⸗ 


1880, | 

ber 1880, Z. 15.461, betreffend die Ausübung des Sardellenfanges mit Hänger | 

netzen, genannt Voighe. N 
XVI. Stück. Ausgeg. am 5. December. 

60. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. Novem- 
ber 1880, Z. 2249-pr., betreffend die Entwaffnung des Dorfes Zloſela in dem 
politiſchen Bezirke Sebenico. 

61. Kundmachung des k. k. Finanzminiſteriums vom 3. Juli 1880, 
betreffend die Erweiterung der Verzollungsbefugniſſe des k. k. Nebenzollam tes 
II. Claſſe zu Peraſto in Dalmatien. 

62. Geſetz vom 17. November 1880, wirkſam für das Königreich Dalmatien, 
betreffend die Einführung einer ſelbſtſtändigen Auflage auf die Einfuhr von Bier und 
gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten in die verzehrungsfteuerpflichtigen Orte zur Be⸗ 
deckung der Landes- und Gemeindeerforderniſſe. 


63. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 29. Novem- 


ber 1880, Z. 16.271, betreffend die Einhebung der Landesumlagen pro 1881. 


XVII. Stück. Ausgeg. am 30. December. 
64. Geſetz vom 24. November 1880, wirkſam für das Königreich Dalmatien, 


betreffend die Beſtimmungen über die Supplirungen und über die Remunerirung 


von Mehrleiſtungen der Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen. 

65. Geſetz vom 18. November 1880, giltig für das Königreich Dalmatien, 
mit welchem die 88 12, 17 und 18, Abſchnitt II des Geſetzes vom 29. December 
1871 zur Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrſtandes an den öffentlichen Volks⸗ 
schulen im Königreiche Dalmatien (Landes-Geſetz- und Verordnungsblatt 1872, 
Stück IV, 3. 12) und das Geſetz vom 21. November 1874 (Landes⸗Geſetz und 
Verordnungsblatt 1875, Stück I, Z. 2), betreffend die Aenderung der 8§ 13, 14 
und 19 des vorerwähnten Geſetzes, abgeändert werden. 

66. Geſetz vonn 18. November 1880, giltig für das Königreich Dalmatien, 
mit welchem das Geſetz vom 21. November 1874 (Landes-Gefeg: und Verordnungs- 


blatt vom Jahre 1875, Stück I, 8. 1), enthaltend eine Modification des 8 32, 
Abſchnitt III des Geſetzes vom 29. December 1871 zur Regelung der Errichtung, 


der Erhaltung und des Beſuches der öffentlichen Volksſchulen (Landes-Geſetz- und 
Verordnungsblatt, Stück IV, Z. 10) abgeändert wird. 

67. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 15. Decem- 
ber 1880, 3. 17.033, betreffend die Bemeſſung der täglichen Taxe für die Pflege 
und den Unterhalt der Kranken in den öffentlichen Spitälern pro 1881. 


Landes-Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
XI. Stück. Ausgeg am 18. October. 

Nr. 44. Geſetz vom 23. Auguſt 1880, wirkſam für das Königreich 
Böhmen, mit welchem der Stadtgemeinde Jungbunzlau die Bewilligung zur 
Einhebung einer Gebühr für die ausdrückliche Aufnahme in den Heimatsverband 
ertheilt wird. 

Nr. 45. Geſetz vom 23. Auguſt 1880, mit welchem der Stadtgemeinde 
Prag die Bewilligung ertheilt wird, anläßlich des Baues eines Univerſitäts⸗ 
gebaudes für das chemiſche und anatomiſche Inſtitut eine Gaſſengrundfläche an 
das k. k. Aerar käuflich zu überlaſſen. 

Nr. 46. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 27. Auguſt 1880, be- | 
treffend die Zuweiſung der Ortsgemeinde Honoſitz zu dem Sprengel des Bezirks⸗ 
gerichtes Staab in Böhmen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Hoſſeeretär des Oberſthofmeiſteramtes Karl 

Rauch den Orden der eiſernen Kroue dritter Claſſe taxfrei verliehen. | 
Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Vielitz Franz Tichy 

zum Regierungsrathe bei der Landesregierung in Troppau ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Oberrechnungsrath Adolph Rosmus 
nungsdirector im Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Auflaſſung des Honorarconſulates in Valdivia⸗ 
Corral, ſowie die Errichtung eines Honorarconſulates in Puerto-Montt genehmigt 
und den Handelsmann Otto Roeſtel zum unbeſoldeten Conſul in letzterer Stadt 
ernannt. 


zum Rech⸗ 
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Seine Majeſtät haben den Charles Witte in Charleſton zum unbejol- 
deten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiften der Krakauer Polizeidirection Marian Jüttner zum Polizeicommiſſär 
daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirkscommiſſärsſtelle (proviſ.) in Tirol und Vorarlberg mit der neunten 
Rangsclaſſe, bis 22. Mai. (Amtsbl. Nr. 108.) 
Fünf Diſtrictsarztesſtellen in Bosnien mit je 1300 fl. ö. W. Gehalt, bis 


20. Juni. (Amtsbl. Nr. 112.) 


Im Verlage der Manz'ſchen k. k. Hofverlags⸗ und Univerſitäts⸗Buch⸗ 
handlung in Wien, I., Kohlmarkt Nr. 7, iſt ſoeben erſchienen: 


Handhuch für die Gemeinden 
über den ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungskreis der Gemeinden 
und die Organe zur Ausübung desſelbeu. 
Durch zweihundertzwölf Formularien erläutert 
Heinrich Haemmerle, 
k. k. Bezirkshauptmaun (Verfaſſer der „autonomen Gemeinde“) 
Vierte, verbeſſerte, vielſach vermehrte Auflage. 
Drei Theile in einem Band. Umfang 41 Bogen 8. Preis 4 fl. geh. 
In ſoliden Halbleinen-Drahtband gebunden 4 fl. 60 kr. 
Seit dem Erſcheinen der dritten Auflage dieſes Handbuches (Januar 1876) 
ſind viele neue Geſetze und Verordnungen erſchienen, eine Menge von wichtigen 
| Entſcheidungen erfloſſen, deren Kenntniß den löblichen Gemeinden für die Hand⸗ 
habung in ihrem Wirkungskreiſe nothwendig iſt. Die für die gemeindeämtliche 
Praxis mittlerweile erfloſſenen Verwaltunsgerichtshof⸗Erkeuntniſſe find in vor⸗ 
liegender Auflage gleichfalls verwerthet. Das Buch wird ſich in ſeiner jetzigen 
Bearbeitung als getreuer brauchbarer Rathgeber neuerdings bewähren. Der Preis 
iſt mit Rückſicht auf die Fülle des Gebotenen ſehr mäßig. 


von 


Verlag von R. Oldenburg in München und Leipzig. 


Rechtsprechung: des deutschen Reichseerichts 


in Strafsachen. 
Herausgegeben von den Mitgliedern der Rechtsauwaltschaft. 
Erscheint in Bänden von 24 Nummern à 2 Druckbogen. Band 1 
und II liegen complet vor und können von jeder Buchhandlung zur Ein- 
sicht vorgelegt werden. 
Besondere Vorzüge dieser Publikation sind: 

J 1. Schnellste Veröffentlichung der Erkenntnisse des Reichsgerichts: 
' Sobald Material für 2 Druckbogen vorliegt, wird eine Nummer ausgegeben | 
und den Abonnenten auf Wunsch ohne Erhöhung des Preises franco per 

Kreuzband zugesandt. 


2. Berücksichtigung der Bedürfnisse des Praktikers: Der Inhalt 
jedes mitgetheilten Erkenntnisses wird dureh Stichworte und einen kurz 
formulirten Rechtssatz angegeben. 

Abonnements auf den soeben begonnenen Band III, sowie Bestel- 
lungen auf Band I und II nimmt jede Buchhandlung, sowie auch die 
Verlagshandlung entgegen. 


| 
1 


Mai 1881. 
Preis pro Band 9 Mark = 5 fl. 40 kr. 
Zu beziehen durch die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 


I., Bauernmarkt 11. 


Im Verlageder Manz'ſchen k. k. Hofverlags- und Umverſitäts⸗Buchhandlung 


in Wien, I., Kohlmarkt Nr. 7, iſt ſpeben erſchienen und durch alle Buchhandlungen 
zu beziehen: 


Jammlung 
der nach gepflogener öffentlicher Verhandlung geſchöpften Erkeunt⸗ 
wife des k. k. öſterreichiſchen Reichsgerichtes. 
Herausgegeben von 
Dr. Anton ye Freiherrn v. Gluneck, 
Mitglied und ſtändigem Referenten dieſes Tribunals. 
Füufter Theil. 


Enthaltend die in den Jahren 1879 und 1880 gefällten Judicate. Mit ſyſtema⸗ 


tiſchem, alphabetiſchem Sach- und Namenregiſter über alle fünf Theile. 
l Anhang. 

Zwei Beſchlüſſe des zur Entſcheidung von Competenzconflicten zwiſchen 
dem Reichsgerichte und dem Verwaltungsgerichtshofe berufenen gemiſchten Senates. 
Umfang XXXX u. 244 ©. geheftet Preis 2 fl. 

So weit der Vorrath reicht, werden die erſten vier Abtheilungen dieses 
Werkes zuſammen um 4 fl. abgegeben. 


Hiezu als Beilage: Bogen 5 der Erkennt 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 


Hiezu eine literariſche Beilage. 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


